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Haltebefugnis zum Halten des Hundes „Kampfschmuser“ [HundeVO Hessen]


Sehr geehrter Herr Bürgermeister,


bekanntlich bin ich Halter eines tatsächlich unauffälligen und bereits … fach positiv wesensgesteten Hundes namens „..Kampfschmuser...“. Ich selber habe meine Sachkunde ebenso nachgewiesen wie meine persönliche Zuverlässigkeit. An dieser Sachlage hat sich nichts geändert.





Auf meinen Antrag auf Halteerlaubnis erteilten Sie mir mit Bescheid vom ....., Aktenzeichen ......, eine Erlaubnis nach der GefahrenabwehrVO gefährliche Hunde vom 15.08.2000 (GVBl. I., S. 411 ff.) bzw. der nachfolgenden HundeVO vom 10.05.2002 (GVBl. I., S. 90 ff.) bzw. der nachfolgenden HundeVO vom 22.01.2003 (GVBl. I., S. 54 ff.), die bis zum .... befristet ist.





Rechtzeitig vor Ablauf dieser Befristung beantrage ich





die Verlängerung der Haltererlaubnis zur Haltung des Hundes „ ...“ nach § 3 Abs. 1 S. 1 HundeVO vom 22.01.2003 (GVBl. I., S. 54 ff.) und zwar für die Dauer von 4 Jahren.


Lediglich hilfsweise:


Mir eine bis zur Rechtskraft einer verwaltungsgerichtlichen Entscheidung gültige vorläufige Erlaubnis entsprechend § 3 Abs. 2 S. 1 HundeVO vom 22.01.2003 (GVBL. I., S. 54 ff.) für die Haltung des Hundes „ ...“ zu erteilen, sofern die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 mit Ausnahme der Ziffer 4. durch mich nachgewiesen werden.


Weiter vorsorglich:


Vom Erlass belastender Verwaltungsakte abzusehen, hilfsweise die sofortige Vollziehung auszusetzen (§ 80 Abs. 2, 4 VwGO).





Begründung:


I.





Zum Antrag zu 1. (Verlängerung Halteerlaubnis):





Sämtliche rechtmäßige Haltererlaubnisvoraussetzungen liegen vor und sind Ihnen nachgewiesen, so dass ich aus § 3 Abs. 1 HundeVO iVm. Art 2 Abs. 1; 14 Abs. 1 GG einen Anspruch auf Erteilung habe. Im Einzelnen:





Ich habe das 18. Lebensjahr vollendet (§ 3 Abs. 1 Nr. 1).


Ich bin persönlich zuverlässig (§ 3 Abs. 1 Nr. 2). Insoweit verweise ich auf die bereits vorliegenden bzw. beantragten einwandfreien polizeilichen Führungszeugnisse sowie meinen tadellosen Leumund.


Ich habe die Sachkundeprüfung am ... bei ..... erfolgreich abgelegt. Der Sachkundenachweis bedarf keiner turnusmäßigen Wiederholung und Vorlage (VG Gießen v. 06.01.2003 – 10 E 607/03 -).


Mein Hund hat am .... bei dem zugelassenen Prüfer, Herrn/Frau .... bereits einen Wesenstest erfolgreich abgelegt. Der Wesenstest bedarf keiner turnusmäßigen Wiederholung und Vorlage (Urteil VG Gießen v. 12.09.2005 – 10 E 1211/05 (rechtskräftig seit 11.11.2005); VG Gießen v. 26.07.2004 – 10 E 1882/04 in DVP 2005, S. 171 ff; Beschluss VG Gießen v. 07.05.2004 – 10 G 1881/04- ; Beschluss VG Darmstadt vom 20.02.2004 – 3 G 278/04; Urteil VG Gießen vom 06.01.2003 – 10 E 607/03 –(obiter dictum)), jedenfalls bei Fehlen gegenteiliger tatsächlicher Anhaltspunkte. Solche sind nicht vorliegend nicht gegeben.


Der Hund wird artgerecht und sicher gehalten (§ 3 Abs. 1 Nr. 5). Von ihm sind bis heute niemals Gefahren ausgegangen.


Der Hund ist mit einem Chip gekennzeichnet. Der Nachweis liegt Ihnen vor. Einer neuen Vorlage bedarf es nicht, da die Kennzeichnung unveränderbar ist (Urteil VG Gießen v. 26.07.2004 – 10 E 1882/04)


Für den Hund wird bei der ..... Versicherung eine Haftpflichtversicherung mit einem Deckungsschutz in Höhe von min. 500.000 € unterhalten. Eine Kopie der Versicherungspolice liegt an.


Die Hundesteuer wird jährlich entrichtet, wovon Sie sich bei Ihrem Steueramt überzeugen können.





Für weitergehende Forderungen, z.B. Vorlage von (Farb-)Fotos des Hundes, Angaben zum Vorbesitzer bzw. Züchter, Staatsangehörigkeit, weitere Personen, die den Hund führen etc., gibt es m.E. keine erforderliche Rechtsgrundlage, weshalb daraus keine nachteiligen Konsequenzen gezogen werden können, wenn ich dem nicht nachkomme. Andernfalls bezeichnen Sie mir diese bitte für jede Forderung konkret (Zitiergebot).





Nach dem Verwaltungskostenverzeichnis der Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Hessischen Ministeriums des Inneren und für Sport vom 16.12.2003 (GVBL. I., S. 356), dort Ziffer 463, ist die „Verlängerung einer Halteerlaubnis“ ausdrücklich vorgesehen. Wie in anderen Rechtsgebieten auch, ist eine Verlängerung eines befristeten Rechtsverhältnisses regelmäßig eine Abänderung der Laufzeit des Ausgangsrechtsverhältnisses. Dieses wird über den vorgesehenen Endtermin hinaus zu den bisherigen Bedingungen fortgesetzt. Die Verlängerung setzt lediglich voraus, dass sie in einem engen zeitlichen Zusammenhang mit dem bestehenden Rechtsverhältnis erfolgt, da andernfalls ein neues Rechtsverhältnis begründet wird (vgl. BAG v. 23.09.2004 – 6 AZR 519/03 unter I., 1., b der Gründe). Hierbei handelt es sich um allgemein anerkannte und logische rechtliche Grundsätze.





Die unterschiedliche Erlaubnisdauer von max. 2 Jahren für tatsächlich unauffällige Listenhunde einerseits und bis zu 4 Jahren für tatsächlich bereits auffällig gewordene Hunde andererseits ist „polizeirechtlich bedenklich“ (Urteil VG Gießen v. 12.09.2005 – 10 E 1211/05 (rechtskräftig seit 11.11.2005); VG Gießen v. 26.07.2004 – 10 E 1882/04 in DVP 2005, S. 171 ff) und entbehrt jeden willkürfreien sachlichen Differenzierungsgrundes i.S.d. Art 3 Abs. 1 GG, weshalb allein eine 4 jährige Erlaubnisdauerbeantragung und –gewährung rechtsfehler- und willkürfrei ist.





Der hier vertretenen Auffassung steht die Entscheidung des VGH Kassel vom 27.01.2004 – 11 N 520/00 wie nachfolgend des BVerwG v. 10.11.2004 - 6 Bn 3.04 – nicht entgegen, da der VGH Kassel die Frage, ob die vom HMdI geforderte Wiederholung des Wesenstests zulässig sei, ausdrücklich offengelassen hat (S. 15 f. unter A. der Entscheidungsgründe des VGH Urteils).


Ebenso steht der hier vertretenen Auffassung nicht die Entscheidung des BVerfG vom 16.03.2004 – 1 BvR 1778/01 - entgegen, deren Gegenstand allein das BundesG zur Bekämpfung gefährlicher Hunde v. 12.04.2001 i.V.m. § 11 Tierschutz-HundeVO v. 02.05.2001 sowie § 143 Abs. 1 StGB war, also keine gefahrenabwehrrechtlichen Regelungen.





II.





Zum Hilfsantrag zu 2. (vorläufige Halteerlaubnis):





Der Antrag zu stützt sich auf die Beschlüsse VG Gießen v. 07.05.2004 – 10 G 1881/04- und des VG Darmstadt vom 20.02.2004 – 3 G 278/04.


Da die HundeVO nur die Regelungsinstrumente der Haltererlaubnis (§ 3 Abs. 1) sowie der vorläufigen Erlaubnis (§ 3 Abs. 2 S. 1) kennt, die Erlaubnis nach § 8 Abs. 4 beim Führen des Hundes mitzuführen ist und die Haltung eines Hundes ohne Erlaubnis sowie das Führen eines Hundes ohne Erlaubnis straf- (§ 143 Abs. 2 StGB) bzw. bußgeldbewehrt (§ 18 HundeVO) sind, besteht zumindest ein Interesse und Anspruch auf Erteilung einer vorläufigen Erlaubnis.





III.





Zum Hilfsantrag zu 3.:





Dieser Antrag stützt sich auf § 80 Abs. 4 S. 1 VwGO und zielt vorsorglich darauf, einen belastenden Verwaltungsakt zu meinen Lasten ohne aufschiebende Wirkung zu erlassen.


Aus der o.g. Rechtsprechung folgt, dass ich mich rechtstreu verhalte und jede Behörde, die von der o.g. Rechtsprechung abweicht rechtswidrig. Damit wären alle im Widerspruch zu der o.g. Rechtsprechung stehenden Bescheide rechtswidrig. Am Sofortvollzug rechtswidriger Bescheide kann in einem Rechtsstaat kein überwiegendes Interesse bestehen. In Anbetracht der erwiesenen Ungefährlichkeit meines Hundes und meiner persönlichen Zuverlässigkeit sind auch keine tatsächlichen Anhaltspunkte erkennbar, die die Anordnung eines Sofortvollzuges sachlich rechtfertigen könnten.





IV.





Bereits mit Schreiben vom 03.01.2005 hatte des Hessische Ministerium des Inneren und für Sport (AZ: LPP – 72 – 021-a-02-27) darauf hingewiesen, dass das Hessische Ministerium der Justiz die Vorschrift des § 143 Abs. 2 StGB [Strafbarkeit der illegalen Haltung gefährlicher Hunde] in konsequenter Anwendung des Urteils des BVerfG v. 16.03.2004 – 1 BvR 1778/01 – (ebenso v. Coelln, NJW 2001, S. 2834 ff.) für rechtswidrig und nach Art. 100 GG unanwendbar erachtet.





Ihr Hinweis im Schreiben vom ….. darauf, dass ich mich ohne den Folgewesenstest und damit ohne weitere Halteerlaubnis nach dieser Vorschrift strafbar machen würde, entbehrt also jeder rechtlichen wie tatsächlichen Grundlage. Ihr rechtswidriger Versuch, mich mit Androhung der – nicht gegebenen – Sanktionen des § 143 Abs. 2 StGB zu einer nicht gebotenen Vornahme eines kostenpflichtigen Folgewesenstest zu „drängen“, begründet den Anfangsverdacht der Begehung einer strafbaren Handlung, insbesondere wegen Nötigung (§ 240 StGB), Erpressung (§ 253 StGB) und Verfolgung Unschuldiger (§ 344 StGB), deren Verfolgung durch die zuständige Staatsanwaltschaft ich mir ausdrücklich vorbehalte. Sie laufen dann Gefahr, persönlich die Folgen ihres rechtswidrigen Treibens zu Lasten der Hundehalter zu spüren bekommen oder mit anderen, einfacheren Worten: Der Spieß würde einfach umgedreht - die rechtswidrigen Jäger würden selbst zu den rechtmäßig Gejagten.





Sollten Sie Hinderungsgründe sehen, antragsgemäß zu entschieden, darf ich Sie bitten, mir diese umgehend schriftlich mitzuteilen, diese nachvollziehbar zu begründen sowie ggf. Kopien der HundeVO bzw. Ausführungsbestimmungen beizufügen, damit ich Ihre Rechtsauffassung von einem Anwalt umfassend prüfen lassen und mich dagegen zur Wehr setzen kann.





Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. Vorab bereits vielen Dank für Ihre Bemühungen.


Mit freundlichen Grüßen


Thomas Mustermann


Kopie: -


Anlage: -
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